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Liebe Leserinnen und Leser,  
 
wie immer habe ich Ihnen aktuelle politische Themen aus Europa und der Region zusammengestellt. Und -
ich freue mich über Ihre Anregungen und Kommentare. 
 
Heute möchte ich Sie außerdem auf ein Internetportal aufmerksam machen, welches ich allen Europainte-
ressierten sehr empfehlen kann. Auf www.politikportal.eu wird täglich eine Übersicht über Presseartikel zu 
den wichtigsten europäischen Entwicklungen gegeben. 
Sie können sich bei auf dieser Internetseite registrieren lassen oder die Meldungen direkt auf der Webseite 
ansehen.  
 
Ich wünsche Ihnen eine schöne Sommerzeit. Im August melden uns wieder bei Ihnen mit unseren monatli-
chen "Nachrichten aus Europa" 
 
Ihre Erika Mann 
 
 
Aktuelle europäische Themen 
 
Frankreich übernimmt EU-Ratspräsidentschaft  
Am 1. Juli 2008 hat Frankreich die EU-Ratspräsidentschaft von Slowenien übernommen. Das Land wird da-
mit bis Ende dieses Jahres die Sitzungen der EU-Gipfeltreffen sowie der Ministertreffen (Ratssitzungen) lei-
ten sowie die Europäische Union zum Teil nach Außen vertreten. Viele Themen, die die französische Rats-
präsidentschaft sich vorgenommen hat sind für Niedersachsen aus unterschiedlichen Gründen ausgespro-
chen wichtig. Klimawandel, Meerespolitik, Landwirtschaft und der Zugang zu Märkten in aufstrebenden Ent-
wicklungsländern gehören dazu. Im August-Newsletter werden wir im Detail diese Themen vor dem Hinter-
grund niedersächsischer Entwicklungen darlegen. 
 
Folgende Themen werden unter anderem Schwerpunkte der Ratspräsidentschaft sein 

• Einwanderungspolitik  
• der Kampf gegen den Klimawandel  
• Energiesicherheit  
• kohärente Meerespolitik  
• neue Impulse für das Europa der Sicherheit und der Verteidigung  
• EU-Erweiterung und Nachbarschaftspolitik: Schaffung eines Wohlstands- und Stabilitätsraums  
• Förderung der Handelsspielregeln auf der Basis von Öffnung und Gegenseitigkeit  
• Sicherstellung des Zugangs europäischer Unternehmen zu den Märkten von Drittländern  
• Fortsetzung der Bemühungen um bilaterale Verhandlungen und Überlegungen zur Stärkung der 

Handelsbeziehungen mit Industrieländern  
• Reform der Landwirtschaftspolitik 

 
Am 10. Juli stellte der französische Präsident Sarkozy das Programm seiner Ratspräsidentschaft im Europä-
ischen Parlament vor. An diesem Tag war auch eine niedersächsische Besuchergruppe von Erika Mann im 
Europäischen Parlament und konnte den Auftritt von Sarkozy von der Besuchertribüne aus miterleben. Auf 
der Internetseite erikamann.com finden Sie ein Photo, das eine Teilnehmerin der Besuchergruppe anlässlich 
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des Besuches von Sarkozy im Europäischen Parlament aufgenommen hat. Ins Auge stechen dabei die ho-
hen Schuhabsätze des französischen Präsidenten. 
 
Rede des französischen Präsidenten im Europäischen Parlament 
http://www.eu2008.fr/PFUE/lang/de/accueil/PFUE-07_2008/PFUE-
10.07.2008/intervention_du_president_du_conseil_europeen_devant_le_parlement_europeen  
 
Webseite der französischen Ratspräsidentschaft (deutsch) 
http://www.eu2008.fr/PFUE/lang/de/accueil  
 
Arbeitsprogramm der französischen Präsidentschaft 
http://www.eu2008.fr/webdav/site/PFUE/shared/ProgrammePFUE/programme_DE.pdf 
 
 
Referendum in Irland  
Am 12. Juni 2008 waren die irischen Bürger aufgerufen, über den EU-Reformvertrag, den Vertrag von Lis-
sabon abzustimmen. In dem verfassungsmäßig vorgeschriebenen Referendum sprachen sich rund 53% der 
Iren gegen die Ratifizierung des Vertrages aus; allerdings muss dieses Ergebnis vor dem Hintergrund einer 
Wahlbeteiligung von nur 53,1% gesehen werden!   
 
Der Gipfel der EU-Staats- und Regierungschefs am 19. und 20. Juni 2008 stand demnach auch im Schatten 
des "Nein" der Iren zum Lissabonvertrag. Einigkeit bestand darüber, dass der Ratifizierungsprozesse weiter-
gehen muss. Die Ratifizierung des Lissabon-Vertrages in Großbritannien wenige Tage nach dem Referen-
dum in Irland am 18. Juni 2008 wurde von allen Mitgliedstaaten begrüßt.  
 
Auf dem nächsten EU-Gipfel im Oktober 2008 soll noch im Rahmen der französischen Ratspräsidentschaft 
eine Klärung über den weiteren Verlauf des neuen Vertrages herbeigeführt werden.  
 
In der Zwischenzeit setzt sich der Ratifizierungsprozess in den anderen Ländern weiter fort. So hat Großbri-
tannien am 18. Juni und Zypern als 20. EU-Mitgliedstaat am 3. Juli den Vertrag von Lissabon ratifiziert, am 
8. Juli sind die Niederlande gefolgt.  
 
Rede des französischen Präsidenten im Europäischen Parlament 
http://www.eu2008.fr/PFUE/lang/de/accueil/PFUE-07_2008/PFUE-
10.07.2008/intervention_du_president_du_conseil_europeen_devant_le_parlement_europeen  
 
Schlussfolgerungen des EU-Gipfels  
http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/de/ec/101359.pdf 
 
Weiterführende Informationen unter 
http://erikamann.com/themen/europaszukunftsthe/Vertragsreform/Referendum  
 
 
Sarkozy kündigt neues Asylrecht an  
Bereits in der ersten Woche der EU-Ratspräsidentschaft hat Frankreich angekündigt, die Zusammenarbeit in 
der Europäischen Union im Bereich der Asylpolitik zu verstärken und einen "Europäischen Einwanderungs- 
und Asylpakt" vorgeschlagen. Gemeinsame Prinzipien wie Solidarität und gemeinsame Verantwortung in der 
Einwanderungspolitik sollen verpflichtend werden.  
 
Der Vorschlag beinhaltet auch gemeinsame Regeln zur legalen Einwanderung für Arbeitskräfte. Ursprüng-
lich wollte Frankreich einen härteren Kurs durchsetzen. Dieser wurde von Spanien jedoch nicht akzeptiert. 
Wie schwer es sein wird eine Lösung zu finden lässt sich sehr gut an der Diskussion in Italien über die mas-
siven Immigrationsströme vor allem aus Afrika deutlich.  Dort wurde am Wochenende der nationale Notstand 
ausgerufen, nachdem der Zustrom aus Afrika sich im Vergleich zum Vorjahreszeitraum nahezu verdoppelt 
hat. 
 
In den kommenden Wochen und Monaten wird über die französischen Vorschläge beraten, der Pakt soll 
nach dem Willen Frankreichs während des Herbstgipfels der Staats- und Regierungschefs im Oktober ver-
abschiedet werden.  
 
Ergebnisse des Treffens der EU-Innenminister und den französischen Vorschlägen 
http://www.eu2008.fr/PFUE/lang/de/accueil/PFUE-07_2008/PFUE-
07.07.2008/informelle_des_ministres_charges_de_la_justice_et_des_affaires_interieures 
 
Artikel auf Spiegel Online 
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http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,564347,00.html  
 
Artikel in "Guardian" 
http://www.guardian.co.uk/world/2008/jul/08/eu.france  
 
 
Parlament verabschiedet Regelung zur Rückführung illegaler Drittstaatenangehöri-
ger 
In der am 18. Juni 2008 vom Europäischen Parlament beschlossenen Richtlinie zur Rückführung von Perso-
nen, die sich illegal in der EU aufhalten, werden erstmals gemeinsame Standards für die Behandlung von 
Menschen ohne Aufenthaltserlaubnis in der EU geschaffen.  
 
Folgende Inhalte sind die wichtigsten Merkmale der Richtlinie: Wird von der Möglichkeit einer freiwilligen 
Rückkehr des Flüchtlings nicht Gebrauch gemacht, darf der Flüchtling maximal sechs Monate inhaftiert blei-
ben. Die Haftzeit kann aber auf bis zu 18 Monate verlängert werden, wenn der Betroffene nicht kooperiert 
oder es zu Verzögerungen bei der Übermittlung der erforderlichen Unterlagen durch Drittstaaten kommt. 
Diese Höchstdauer ist bereits heute in Deutschland gesetzlich vorgeschrieben. 
 
Grundsätzlich erfolgen Abschiebungen nur in so genannte sichere Länder. Die Rückführung eines Flücht-
lings in ein Land, in dem das Leben des Flüchtlings in Gefahr sein könnte, ist verboten. Das Europäische 
Parlament und die Mitgliedstaaten werden eine Liste anfertigen, in der festgelegt wird, welche Länder als 
sichere Länder gelten. 
 
http://www.europarl.europa.eu/news/public/story_page/008-31797-168-06-25-901-20080616STO31795-
2008-16-06-2008/default_de.htm 
 
Informationen der slowenischen Ratspräsidentschaft 
http://www.eu2008.si/en/News_and_Documents/Press_Releases/June/0605MNZ_SIS_II.html 
 
 
Neue Maßnahmen gegen Antidiskriminierung geplant 
Mit einer neuen Richtlinie zum Schutz vor Diskriminierung soll die Gleichbehandlung von benachteiligten 
Personen innerhalb der Europäischen Union weiter gestärkt werden. Damit soll eine Diskriminierung auf 
Grund von Alter, Behinderung, sexueller Ausrichtung, Religion oder Weltanschauung außerhalb des Ar-
beitsmarktes verhindert werden. 
 
In einer Umfrage des Eurobarometers im Frühjahr 2008 hatte sich eine große Mehrheit der Befragten für 
weitergehende Maßnahmen zum Schutz vor Diskriminierung ausgesprochen: 77% unterstützten Maßnah-
men zum Schutz vor Diskriminierung im Bildungsbereich, 68% unterstützten Maßnahmen zum Zugang zu 
Gütern und Dienstleistungen.  
 
Erika Mann hätte es begrüßt, wenn sich die Vorschläge auf die Integration von Behinderten beschränkt hät-
ten. So wäre die geplante Richtlinie zwar deutlich eingeschränkter, dadurch aber auch weniger allgemein 
ausgefallen. Behinderte leiden besonders unter Diskriminierung im Alltag. 
 
In Niedersachsen leben derzeit rund 649.000 Schwerbehinderte (Stand 2005), es gibt ca. 4.500 Behinder-
tenbeauftragte in niedersächsischen Betrieben. Derzeit gibt es in 820 großen europäischen Unternehmen 
Europäische Betriebsräte und vertreten rund 14,5 Millionen Arbeitnehmer. 
 
Informationen zu den Vorschlägen 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/1071&format=HTML&aged=0&language=D
E&guiLanguage=en  
 
Richtlinienvorschlag 
http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=477&langId=de (bislang nur Englisch) 
 
Mitteilung „Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit: Erneuertes Engagement“ 
http://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=475&langId=de 
 
Ergebnis der Eurobarometerumfrage 
http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_296_en.pdf  
 
Auf dem Internetportal "abgeordnetenwatch.de" wurde Erika Mann kürzlich eine Frage zu ihrer Haltung bzgl. 
der Antidiskriminierungsrichtlinie gestellt. Frage und Antwort finden Sie unter folgendem Link 
http://www.abgeordnetenwatch.de/erika_mann-651-12408.html  
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Ende Juni 2008 war Erika Mann Gastgeberin einer Ausstellung im Europäischen Parlament, die von dem 
Behindertenvertreter der Bertelsmann AG organisiert wurde. 
http://erikamann.com/themen/aktuelleHinweise/AusstellungBertelsmannAG_EP  
 
 
VW-Gesetz – Erneutes Vertragverletzungsverfahren der Kommission gegenüber der 
Bundesrepublik 
Als Reaktion auf das Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zum so genannten "VW-Gesetz" hat das 
Bundeskabinett auf seiner Sitzung am 27. Mai 2008 einen Gesetzentwurf gebilligt, der weiterhin eine 20%-
ige Sperrminorität für das Land Niedersachsen bei Volkswagen vorsieht. Als Reaktion hierauf hat die EU-
Kommission am 5. Juni 2008 erneut ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eingeleitet.  
 
Um einem möglichen Verlust von Stimmanteilen entgegenzuwirken hat das Land Niedersachsen zudem am 
18. Juni 2008 weitere 500.000 VW-Aktien gekauft. Da Volkswagen ca. 3 Millionen so genannter Mitarbeiter-
optionen ausgegeben hatte, hätte der Stimmanteil des Landes auf unter 20 % sinken können.  
 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg hatte am 23. Oktober 2007 sein Urteil im Verfahren der 
Europäischen Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland zum so genannten VW-Gesetz verkün-
det. In dem Urteil wurde das Gesetz aus dem Jahr 1960 für rechtswidrig erklärt. Der EuGH sieht in dem Ge-
setz eine Behinderung des in der EU garantierten freien Kapitalverkehrs. 
 
Am 23. Juni 2008 nahm Erika Mann als Rednerin an einer Veranstaltung der Generaldirektion Wettbewerb 
der Europäischen Kommission teil. In ihren Ausführungen ging Erika Mann besonders auch auf die Rolle von 
Beihilfen ein. In der Nachfolge zu dieser Veranstaltung hat Erika Mann einen Brief an die zuständige Wett-
bewerbskommissarin geschrieben, um darauf aufmerksam zu machen, dass das bestehende Wettbewerbs-
recht ihrer Meinung nach dringend modernisiert werden muss. Soziale und historische Faktoren müssten 
stärker berücksichtigt werden, damit eine Bewertung des VW-Falles überhaupt angemessen möglich wird. 
Den Brief können Sie auf Anfrage in unserem Büro erhalten. 
 
Pressemitteilung der Europäischen Kommission 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/873&format=HTML&aged=0&language=DE
&guiLanguage=en 
 
Weitere Informationen 
http://www.niedersachsen.de/master/C47530455_L20_D0_I484_h1.html 
http://www.niedersachsen.de/master/C47859690_L20_D0_I617_h1.html 
 
 
Milliardenauftrag an Airbus in Frage gestellt 
Am Mittwoch, dem 18. Juni 2008 hat der US-Rechnungshof (U.S. Government Accountability Office - GAO) 
einer Beschwerde von Boeing stattgegeben, mit der das Unternehmen die Vergabe eines milliardenschwe-
ren Auftrags der US Air Force an das Konsortium Northrop Grumman/EADS angefochten hat. 
 
Diese Entwicklung kann für Deutschland insgesamt erhebliche Auswirkungen haben. In Niedersachsen wä-
ren davon vier Standorte (Nordenham, Varel, Stade und Buxtehude) betroffen. 
 
Hintergrund für die Entscheidung des GAO war eine Vertragsvergabe der US Air Force an das amerika-
nisch-europäische Konsortium Northrop Grumman/EADS, die Tankflugzeugflotte der Air Force mit einem 
Airbus-Modell auszustatten. 
 
Unter anderem vor diesem Hintergrund hat das Europäische Parlament am 9. Juli 2008 auf Anregung von 
Erika Mann eine Resolution verabschiedet, in der die heftigen Attacken auf US-Seite gegen Airbus und 
Frankreich kritisiert wurden. Zudem hat sich das Parlament hinter die geleisteten finanziellen Zahlungen ge-
stellt, die von einigen EU-Mitgliedstaaten an Airbus gewährt werden. Diese sind in vollem Umfang mit WTO-
Regeln im Einklang, was von der US-Seite bestritten wird. Aus diesem Grund ist ein Streitschlichtungsver-
fahren zwischen der EU und den USA bei der WTO-anhängig. Dieser Aspekt wurde in der Resolution eben-
falls aufgegriffen.  
 
Umfangreiche Informationen auf unserer Webseite 
http://erikamann.com/themen/transatlantischebe/WTO-Dispute/   
 
 
Die neue europäische Abfallrahmenrichtlinie 
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Am 17. Juni 2008 hat das Europäische Parlament in zweiter Lesung über die Revision der seit 1975 beste-
henden Abfallrahmenrichtlinie abgestimmt. Es handelt sich dabei um einen Kompromiss, der nach jahrelan-
ger Diskussion in einem so genannten "Trilog" (Gespräche zwischen Vertretern des Europäischen Parla-
ments, der Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission) gefunden wurde. Die Zustimmung der Mit-
gliedstaaten dürfte demnach nur noch Formsache sein. 
 
Kernpunkt des Kompromisses ist die Beibehaltung der fünfstufigen Abfallhierarchie, anstelle einer, von der 
Europäischen Kommission vorgeschlagenen flachen, dreistufigen Abfallhierarchie. Als Leitlinien gelten dabei 
die Vermeidung, die Wiederverwendung und das Recycling, sowie weitere Verwertungsverfahren und die 
Deponierung. Die Mitgliedstaaten sollen darüber hinaus Maßnahmen ergreifen, um die Getrenntsammlung 
von Papier, Metall, Plastik und Glas bis 2015 sicherzustellen. Künftig müssen bis 2020 mindestens 50% der 
festen Siedlungsabfälle und 70% der Bau- und Abbruchabfälle der Wiederverwendung bzw. dem Recycling 
zugeführt werden.  
 
Weiterführende Informationen hierzu sind in unserem Büro erhältlich oder demnächst auf unserer Webseite 
www.erikamann.com zu finden. 
 
Text wie vom Europäischen Parlament angenommen 
http://www.europarl.ep.ec/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-
0282+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE#BKMD-22  
 
http://www.europarl.europa.eu/news/expert/infopress_page/064-31746-168-06-25-911-20080616IPR31745-
16-06-2008-2008-true/default_de.htm  
 
Unternehmen 
 
"Small Business Act" von Kommission verabschiedet 
Am 19. Juni 2008 hat die Europäische Kommission ihre Mitteilung zum so genannten "small business act" 
vorgelegt. Unter dem Titel "think small first" ist beabsichtigt, vor allem das Wachstum kleiner und mittlerer 
Unternehmen zu fördern. Die Initiative zielt darauf ab, den Zugang für kleine und mittlere Unternehmen zu 
Märkten und zur Finanzierung zu verbessern, wie auch stärker an öffentlichen Ausschreibungen und För-
derprogrammen teilzunehmen.  
 
Um diese Ziele zu erreichen, wird der Abbau von bürokratischen Hürden bis 2012 um 25% angestrebt. Dar-
über hinaus wird eine neue Rechtsform, die "Europäische Privatgesellschaft" vorgeschlagen, mit der die 
Gründung von Tochterunternehmen in anderen EU-Mitgliedstaaten erleichtert werden soll.  
 
Die meisten Arbeitsplätze in der Europäischen Union werden von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 
gestellt. Insgesamt gibt es rund 23 Millionen KMU in der EU. Im Vergleich: EU-weit gibt es rund 41.000 
Großunternehmen. In Niedersachsen sind statistisch gesehen über 99% der Unternehmen den kleinen und 
mittleren Unternehmen zuzurechnen. 
 
Vorschläge der Europäischen Kommission 
http://ec.europa.eu/enterprise/entrepreneurship/docs/sba/com_2008_394_sba.pdf  
 
Zusammenfassung der Vorschläge (leider nur auf Englisch) 
http://ec.europa.eu/enterprise/entrepreneurship/docs/sba/SBA_citizens_summary.pdf  
 
Bericht über die Lage der kleineren und mittleren Unternehmen in Niedersachsen 
http://cdl.niedersachsen.de/blob/images/C39251242_L20.pdf  
 
Weiterführende Informationen 
http://ec.europa.eu/enterprise/entrepreneurship/sba_de.htm  
 
In diesem Zusammenhang möchten soll auch auf eine Entscheidung der EU-Wettbewerbskommissarin Nee-
lie Kroes hingewiesen werden, die am 7. Juli bekannt gegeben hat, dass Beihilfen für kleine und mittlere Un-
ternehmen in bestimmten Bereichen künftig schneller genehmigt werden. Die Regelung wird bereits in den 
kommenden Wochen in Kraft treten. Besonders interessant: Wird ein Unternehmen von einer Frau geführt, 
kann dieses Unternehmen bis zu einer Million Euro/Jahr ohne Prüfung durch die Kommission an Beihilfen 
erhalten.  
 
http://www.eu-info.de/dpa-europaticker/135350.html  
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Mehrwertsteuer für KMU senken? 
Die Europäische Kommission hat am 7. Juli 2008 einen Vorschlag vorgelegt, der vorsieht, dass ein ermäßig-
ter Mehrwertsteuersatz künftig auch von kleinen und mittleren Unternehmen genutzt werden kann. Der nied-
rigere Steuersatz ist auch für Bauarbeiten, das Gaststättengewerbe, bei Pflegediensten und arbeitsintensi-
ven Dienstleistungen vorgesehen. Allerdings sollen die EU-Mitgliedstaaten individuell darüber entscheiden 
können, ob sie von dieser Möglichkeit Gebrauch machen. 
 
Bundesfinanzminister Peer Steinbrück hat angekündigt, diesen Vorschlag nicht mittragen zu wollen. 
Steinbrück spricht sich dafür aus, erst eine Überprüfung vorzunehmen, mit der die Auswirkungen dieser Re-
gelung geklärt werden kann. Er befürchtet beispielsweise, dass die Länder psychologisch gesehen unter 
Druck geraten, die von der Möglichkeit der Steuersatzsenkung keinen Gebrauch machen wollen. 
 
http://www.eu-info.de/dpa-europaticker/135349.html  
http://www.dw-world.de/dw/article/0,2144,3466425,00.html 
 
 
Telekommunikationspolitik 
 
Abstimmung über künftige Telekommunikationspolitik  
Am 7. Juli 2008 hat der Industrieausschuss des Europäischen Parlaments über die Vorschläge der Europäi-
schen Kommission zur Überarbeitung des Rechtsrahmens für Telekommunikationspolitik abgestimmt. Dabei 
wurden tief greifende Änderungen an den Entwürfen der Europäischen Kommission vorgenommen: deren 
Idee, eine neue Regulierungsagentur zu schaffen, wurde von einer Mehrheit der Abgeordneten abgelehnt. 
 
Erika Mann hat die Berichte maßgeblich beeinflusst. Als Berichterstatterin der Sozialdemokraten im Europäi-
schen Parlament für den Bericht zur Errichtung einer europäischen Regulierungsagentur hat sie sich für ein 
alternatives Modell zu den Kommissionsvorschlägen eingesetzt. 
 
Zwei weitere Themen stehen im Zentrum der Diskussion: 1. müssen rechtlichen Rahmenbedingungen so 
gestaltet werden, dass Investitionen in neue Telekommunikationsnetze in naher Zukunft in nennenswertem 
Umfang erfolgen. Hierzu sind die Vorschläge von Erika Mann in der Abstimmung angenommen worden. 2. 
muss eine Einigung zur Vergabe von Funkfrequenz die nach der Einführung der Digitalisierung im Jahr 2012 
gefunden werden. 
 
Erika Mann hat in diesem Zusammenhang vorgeschlagen, dass die EU-Mitgliedstaaten (die für die Vergabe 
des Spektrums zuständig sind) im Jahr 2010 zu einem "Spektrum-Gipfel" zusammen kommen, um gemein-
sam nach einer Lösung in dieser Frage zu suchen.  
 
Die Berichte werden im September in erster Lesung abgestimmt. 
 
Umfangreiche Informationen  
http://erikamann.com/themen/europasinformation/telekommunikation  
 
 
Sinkende Daten-Roaming-Gebühren in Europa 
Seit rund einem Jahr sind die Gebühren für mobiles Telefonieren im EU-Ausland per Verordnung rechtlich 
festgelegt. Demnach dürfen für eingehende Anrufe im Ausland nicht mehr als 24ct pro Minute berechnet 
werden, abgehende Anrufe dürfen höchstens 49ct/Minute kosten. Diese Kosten werden ab Ende August 
2008 bis Ende Juni 2009 weiter sinken auf dann 46 bez. 22 ct/Minute.  
 
Roaming-Gebühren werden neben gewöhnlichen Telefonaten auch auf die Übertragung von Daten erhoben. 
Für dieses Daten-Roaming bestehen bislang keine EU-weiten Regeln. Möglicherweise wird die Europäische 
Kommission aber Vorschläge auch hierzu vorlegen, sofern die Betreiber "ungerechtfertigte" Preise im grenz-
überschreitenden Datenverkehr nicht abbauen. 
 
Erika Mann hatte sich im Jahr 2007 vor und während der Beratungen im Europäischen Parlament für die 
Einführung der Roaming-Verordnung eingesetzt.  
 
Wir werden Sie über diesbezügliche Entwicklung weiter informieren.  
 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=MEMO/08/457&type=HTML&aged=0&language=
EN&guiLanguage=en 
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Beihilfen für Breitbandversorgung in Deutschland genehmigt 
Die Breitbandversorgung in ländlichen Gebieten in Deutschland darf mit Beihilfen im Umfang von 141 Mio. 
Euro finanziell unterstützt werden. Die Europäische Kommission hält den eingereichten Vorschlag für geeig-
net, private Betreiber zu veranlassen, Breitband in ländlichen Gebieten anzubieten, wo dies noch nicht der 
Fall ist. 
 
Mit dieser Genehmigung der Beihilfen kann auch Niedersachsen weitere Investitionen in den Breitbandaus-
bau vornehmen. Sowohl die Deutsche Telekom, wie auch ihrer Wettbewerber (VATM) haben Maßnahmen 
geplant, wie der ländliche Raum besser an schnellen breitbandigen Internetzugang angeschlossen werden 
kann. Erika Mann ist hierzu mit Akteuren sowohl seitens der Telekommunikationsbranche als auch seitens 
der Kommunen in engem Kontakt, um die so genannten "weißen Flecken" in Niedersachsen schnellstmög-
lich zu beseitigen. Im Frühjahr 2008 hat sie alle Kommunen in ihrem Betreuungsgebiet angeschrieben, um 
sie auf die Möglichkeiten, die sich in bei der Breitbandversorgung bieten könnten, aufmerksam zu machen.   
 
Mit der Eröffnung des niedersächsischen Breitbandkompetenzzentrums in Osterholz-Scharmbeck am 18. 
Juni 2008 wurde ein wichtiger Ansprechpartner für Kommunen, Unternehmen und Initiativen aus Nieder-
sachsen geschaffen 
 
Information der Europäischen Kommission  
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/1096&format=HTML&aged=0&language=D
E&guiLanguage=en 
 
Unfangreiche Informationen auf unserer Webseite 
http://erikamann.com/themen/europasinformation/telekommunikation  
 
Niedersächsisches Breitbandkompetenzzentrum 
http://www.breitband-niedersachsen.de/  
 
Energie  
 
Umweltauswirkungen der Ostsee-Pipeline im Parlament 
Am 8. Juli 2008 hat sich das Europäische Parlament mit den möglichen Umweltauswirkungen der geplanten 
Gaspipeline vom russischen Wyborg nach Greifswald befasst und einen Bericht hierzu verabschiedet. Die-
ser Bericht hat zwar keine rechtliche Bindung, dafür aber hohen symbolischen und psychologischen Wert. 
Vor allem vielen osteuropäischen Staaten, und insbesondere Polen, ist der Bau der Pipeline ein Dorn im Au-
ge. Sie bevorzugen eine über-Land-Verbindung. 
 
Auch für Niedersachsen spielt die Ostsee-Pipeline eine wichtige Rolle. Niedersachsen kann direkt und indi-
rekt von der Verlegung einer Gas-Pipeline von Wyborg nach Greifswald profitieren. So kommt eine Techno-
logie des mittelständischen Unternehmens Vietz aus Hannover zum Einsatz. 
 
Weitere Informationen  
http://www.europarl.ep.ec/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+REPORT+A6-2008-
0225+0+DOC+PDF+V0//DE&language=DE  
 
http://www.europarl.europa.eu/news/expert/infopress_page/021-33607-189-07-28-902-20080707IPR33591-
07-07-2008-2008-false/default_de.htm  
 
 
Europäisches Parlament für Entflechtung der Energiekonzerne 
Das Europäische Parlament hat sich am 18. Juni 2008 mit knapper Mehrheit für die vollständige eigentums-
rechtliche Entflechtung der Stromkonzerne ausgesprochen und ist damit dem Willen der Europäischen 
Kommission weitgehend gefolgt, die Stromkonzerne zur Aufgabe ihrer Verteilnetze zu zwingen. Alternativ zu 
der völligen Entflechtung soll aber auch ein unabhängiger Netzbetreiber unter strenger Aufsicht der Regulie-
rungsbehörde die Hoheit über Netze erhalten können. Die Abstimmung erfolgte in erster Lesung. 
 
Es zeichnet sich bereits ab, dass einige EU-Mitgliedstaaten die Entscheidung des Parlaments nicht unter-
stützen. Deutschland hat gemeinsam mit acht weiteren Staaten ein Alternativmodell zur Entflechtung entwi-
ckelt, die so genannte "Dritte Option".  
 
In der Debatte über die eigentumsrechtliche Entflechtung wird gelegentlich darauf hingewiesen, dass Stadt-
werke von dieser Maßnahme betroffen wären. Daher an dieser Stelle noch einmal der Hinweis, dass sich die 
Europäische Kommission in ihrem Vorschlag stets auf die Betreiber der Übertragungsnetze (Transmission 
System Operators (TSO), also auf Fernleitungs-/ Hochspannungsnetze bezieht. Die Kommission weist kon-
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kret darauf hin, dass die eigentumsrechtliche Entflechtung für Verteilernetzbetreiber (also auch Stadtwerke) 
nicht vorgesehen ist (siehe dazu:(KOM (2007)0528, Seite 22). Dennoch wird es wichtig sein, sich die indirek-
ten Auswirkungen auf die Stadtwerke sehr genau anzusehen.  
 
Elektrizitätsbinnenmarkt 
http://www.europarl.ep.ec/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-
0294+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE  
 
Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel 
http://www.europarl.ep.ec/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-
0295+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE  
 
Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden 
http://www.europarl.ep.ec/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-
0296+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE  
 
Ergebnisse der letzten Sitzung des Ministerrates 
http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/trans/101008.pdf  
http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/08/st09/st09968.de08.pdf  
 
KOM (2007)0528 
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2007:0528:FIN:DE:PDF  
 
 
Energieeffizienz steuerlich fördern 
In einer am 13. Juni 2008 vorgelegten Mitteilung schlägt die Europäische Kommission vor, Maßnahmen ge-
gen den steigenden Ölpreis vorzunehmen. Hierzu zählt die Europäische Kommission die Schaffung steuerli-
cher Anreize für Energieeffizienz. Darüber hinaus will die Kommission die Energiesteuerrichtlinie überarbei-
ten sowie eine Überarbeitung der Kfz-Steuerrichtlinie vornehmen. In diesem Zusammenhang wird die Be-
günstigung energieeffizienter Autos in Betracht gezogen.  
 
Mitteilung der Europäischen Kommission 
http://ec.europa.eu/commission_barroso/president/pdf/20080616_document_de.pdf  
 
Erika Mann setzt sich seit langem dafür ein, Energieeffizienz stärker in das Zentrum der Diskussion zu rü-
cken. Erst am 18./19. Juni 2008 sprach sie im Rahmen einer offiziellen Vorbereitungskonferenz zur 2009 
stattfindenden internationalen UN-Klimakonferenz in Kopenhagen, die das Thema Einsatz energieeffizienter 
Technologien ins Zentrum stellte.  
 
Weitere Informationen hierzu 
http://erikamann.com/themen/europaszukunftsthe/Klimapolitik/KlimakonferenzKopenhagen  
 
 
Internationale Partnerschaft für Energieeffizienz  
Am 8. Juni 2008 wurde eine Internationale Partnerschaft für Energieeffizienz ins Leben gerufen, an der sich 
die G8-Staaten (Deutschland, USA, Japan, Russland, Frankreich, Kanada, Großbritannien, Italien) sowie 
China, Indien und Südkorea und die Europäische Gemeinschaft beteiligen. Ziel der Partnerschaft ist es, 
Maßnahmen mit hohem Energieeinsparpotenzial zu vereinfachen. Die Teilnahme an den einzelnen Maß-
nahmen erfolgt auf freiwilliger Basis.  
 
Pressemitteilung des EU-Energiekommissars Piebalgs  
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/904&format=HTML&aged=0&language=DE
&guiLanguage=en  
 
Gemeinsame Erklärung der teilnehmenden Staaten 
http://www.enecho.meti.go.jp/topics/g8/ipeecsta_eng.pdf  
 
 
Meerespolitik 
 
Neues Engagement im Seeverkehr 
Noch in diesem Jahr plant die Europäische Kommission, eine Mitteilung zur Meerespolitik mit dem Titel 
„Blauer Horizont“ vorzulegen. Chancen und Herausforderungen in der Seeverkehrsbranche stehen in den 
kommenden 10 Jahren im Zentrum.  
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In der Mitteilung werden auch Ergebnisse einer öffentlichen Konsultation einfließen, die bereits 2007 durch-
geführt wurde, und aus der bereits das „Blaubuch - Eine integrierte Meerespolitik für die Europäische Union" 
hervorgegangen ist.  
 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/760&format=HTML&aged=0&language=DE
&guiLanguage=en 
 
Am 6. Juni 2008 hat der Ministerrat einen gemeinsamen Standpunkt zum dritten Paket über die Seever-
kehrssicherheit angenommen. Mit diesem Rechtsakt soll unter anderem ein gemeinschaftliches Überwa-
chungs- und Informationssystem für den Schiffsverkehr geschaffen werden. 
 
http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/trans/101008.pdf  
http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/08/st05/st05721.de08.pdf  
 
Zum Thema Meerespolitik nahm Erika Mann am Zwölften Schleswiger Forum zum Öffentlichen Recht am 
20. Juni 2008 in Schleswig teil. Dort sprach sie zum Thema "Aktuelle Entwicklungen in der Hafenpolitik - ei-
ne europäische und internationale Betrachtung". Im Mittelpunkt ihrer Ausführungen stand dabei das 100%-
ige Screening von Containern, welches nach einem neuen US-Gesetz vor dem Verschiffen der Container in 
die USA durchgeführt werden soll.  
 
Programm des 12. Schleswiger Forums 
http://www.infopoint-europa.de/images/dateien/programm-schleswiger-forum-20.06.08.pdf 
 
Fachhochschule Oldenburg/Ostfriesland/Wilhelmshaven Institut für Seefahrt Studiengang Seeverkehr 
http://www.seefahrtschule-leer.de/  
 
Informationen zum Container-Screening 
http://erikamann.com/themen/transatlantischebe/diebeziehungeneuus/TEC/ContaineScreening  
 
 
Öffentliche Anhörung zum EU-Aktionsplan für Offshore-Windkraft 
Die Europäische Kommission hat Investoren, Projektentwickler, Windturbinenhersteller, Energieunterneh-
men, staatliche Stellen, im Umweltschutz engagierte Nichtregierungsorganisationen und sonstige interes-
sierte Kreise aufgefordert, sich an der öffentlichen Anhörung über die Entwicklung von Offshore-
Windanlagen zu beteiligen. Die Konsulation lief bis 20. Juni 2008 
 
Informationen zum Konsultationsverfahren 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/645&format=HTML&aged=0&language=DE
&guiLanguage=en 
http://ec.europa.eu/energy/res/consultation/offshore_wind_energy_en.htm 
 
2007 begann in Emden auf dem Rysumer Nacken der Bau der deutschlandweit ersten Offshore-
Versuchswindanlage. Niedersachen verfügt über ca. 4800 Windenergieanlagen. Mit einer Gesamtleistung 
von 5300 Megawatt Niedersachsen Bundesland international an der Spitze in Sachen Windenergie. Diese 
Leistung kann durch die Errichtung weiterer Offshore-Anlagen noch ausgebaut werden. 
 
Informationen über das Windenergieland Niedersachsen  
http://www.mu.niedersachsen.de/master/C1583505_L20_D0_I598_h1.html  
http://www.bard-offshore.de/ 
 
 
Agrarpolitik 
 
Diskussion um Agrarreform hat begonnen  
Die EU-Agrarminister haben erstmals über die Vorschläge der Europäischen Kommission vom 20. Mai 2008 
zur Überarbeitung der Agrarreform aus dem Jahr 2003 beraten. Die Absichten der Mitgliedstaaten sind 
höchst unterschiedlich. Die deutsche Bundesregierung hat sich gegen die geplanten Kürzungen bei den Di-
rektzahlungen ausgesprochen. Nach deren Berechungen würde die Umsetzung der Kommissionsvorschläge 
deutsche Großbetriebe (primär in den ostdeutschen Bundesländern) rund 400 Mio. Euro kosten.  
 
Am 7. Juli 2008 kündigte die Europäische Kommission zudem an, sich dafür einzusetzen, dass ungenutzte 
Agrarsubventionen in Höhe von 1. Mrd. Euro zur Bewältigung der Nahrungsmittelkrise in Afrika genutzt wer-
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den sollen. Hierzu regt sich heftiger Widerstand im Europäischen Parlament, sowohl im Agrar- wie auch im 
Haushaltsausschuss. 
 
http://www.dw-world.de/dw/article/0,2144,3358875,00.html  
http://www.eu-info.de/dpa-europaticker/132962.html  
http://erikamann.com/themen/aktuelleeuropische/UeberarbeitungAgrarreform/  
http://www.focus.de/politik/ausland/eu-agrarsubventionen-ungenutzte-gelder-sollen-nach-afrika-
fliessen_aid_316288.html  
 
Neben der Kürzung der Direktzahlungen spielt auch die Abschaffung der Milchquote eine wichtige Rolle. Die 
Milchproduktion soll von 2009 bis 2013 um je einen Prozent steigen. Zum Thema Milchpreise fand am 19. 
Juni 2008 ein Spitzengespräch zwischen Bundeslandwirtschaftsminister Horst Seehofer und den Milchvieh-
haltern statt, um neue Strukturen auf dem Milchmarkt zu diskutieren.  
http://de.reuters.com/article/domesticNews/idDEBUC84091420080618  
 
Am 11. September 2008 wird der stellvertretende Kabinettschef der Agrarkommissarin, Klaus-Dieter Bor-
chardt zu einer Veranstaltung des Dachverbandes Norddeutscher Zuckerrübenanbauer e.V. nach Hildes-
heim kommen.  
 
Agrarminister der Bundesländer zum Health Check 
http://www.ml.niedersachsen.de/master/C47482245_L20_D0_I655_h1.html  
 
 
Maßnahmen zur Steigerung der Agrarproduktion  
Angesichts der steigenden Nahrungsmittelpreise haben sich die EU-Agrarminister wie auch die Europäische 
Kommission dafür ausgesprochen, die Brachflächenregelung in der EU aufzuheben. Zudem sprachen sich 
die Minister für eine stufenweise Aufhebung der Milchquotenregelung bis 2015 aus. Vor allem in den neuen 
EU-Mitgliedstaaten wird Potenzial zur Steigerung der Erträge gesehen.  
 
http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/agricult/100468.pdf  
http://register.consilium.europa.eu/pdf/en/08/st09/st09597.en08.pdf 
 
Interessanter Artikel zum Thema Milchpreis "Gerechter Milchpreis oder Marktwirtschaft?" verfasst von Georg 
Keckl aus Hannover. Herr Keckl arbeitet beim Landesbetrieb für Statistik und Kommunikation des Landes 
Niedersachsen und ist dort im Fachgebiet Landwirtschaft tätig.  
http://www.readers-edition.de/2008/06/04/gerechter-milchpreis-oder-marktwirtschaft-hintergruende-zum-
milchstreik/print/  
 
Zum Thema Milch hat die EU-Agrarministerin Fischer Boel einen kurzen Kommentar für deutsche Landwirte 
auf ihrer Webseite veröffentlicht. Dort besteht auch die Möglichkeit auf ihren Kommentar zu antworten.  
http://blogs.ec.europa.eu/fischer-boel/in-sachen-milch/  
 
 
Amerikanisches Geflügel auf europäischem Markt? - Streit geht weiter 
Das Europäische Parlament hat am 19. Juni in Straßburg eine Resolution angenommen, in der sich die Par-
lamentarier gegen die von der Europäischen Kommission vorgeschlagene Aufhebung des Importverbots von 
amerikanischem Hühnerfleisch ausspricht.  
 
Die Idee, den Importbann aufzuheben, wurde bereits in der ersten Sitzung des Transatlantischen Wirt-
schaftsrates (TEC) im November 2007 gefordert. Die Europäische Kommission unter dem Vorsitz von Kom-
missar Günter Verheugen hatte sich damals verpflichtet, bis zur nächsten Sitzung des TEC im Oktober 2008 
die notwendigen Gesetzesänderungen auf europäischer Ebene einzuleiten, um die Aufhebung des Import-
verbotes zu ermöglichen. 
 
Für Niedersachsen hat diese Entwicklung eine besondere Bedeutung. Mehr als die Hälfte (53, 6%) des Ge-
flügelfleisches in Deutschland wird hier hergestellt. Rund 30 Millionen Hühner werden in Niedersachsen 
gehalten. 
 
Erika Mann ist beratendes Mitglied für das Europäische Parlament im TEC und steht der Aufhebung des Im-
portverbotes aus unterschiedlichen Gründen skeptisch gegenüber. 
 
Resolution des Europäischen Parlaments 
http://www.europarl.ep.ec/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-
0307+0+DOC+XML+V0//DE  
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Weitere Informationen zum Thema auf unserer Homepage 
http://erikamann.com/themen/transatlantischebe/diebeziehungeneuus/TEC/Huehnerstreit  
 
 
Vorläufige Einigung der Agrarminister über Verwendung von Pestiziden  
Die EU-Agrarminister haben sich nach langer Diskussion eine politische Einigung im Hinblick auf die "Richt-
linie über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden" einigen 
können. Nachdem die notwendige Einstimmigkeit der EU-Agrarminister am 19. Mai nicht erreicht werden 
konnte, berieten die Minister den Punkt am 23. Juni erneut. Da die im Rat erzielte Einigung jedoch nicht de-
ckungsgleich ist mit den Ergebnissen der Beratungen im Parlament, wird über diesen gefundenen Kompro-
miss mit dem Europäischen Parlament noch einmal verhandelt werden müssen. Das Europäische Parlament 
hatte ein EU-weit einheitliches Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel vereinbart - dieses wurde von 
den Ministern abgelehnt! 
 
Die Richtlinie soll unter anderem dazu dienen, die problematischen Auswirkungen von Pestiziden auf die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt zu reduzieren. Die Bundesregierung hat dem Kompromiss zuge-
stimmt, da dieser mehr Rechtssicherheit bringt und in den Augen Regierung der illegale Handel mit Pflan-
zenschutzmitteln dadurch zurückgehen wird. 
 
Pressemitteilung des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
http://www.bmelv.de/cln_045/nn_752314/DE/12-Presse/Pressemitteilungen/2008/103-LI-
Pflanzenschutzverordnung.html__nnn=true  
 
Vom Europäischen Parlament angenommener Text  
http://www.europarl.ep.ec/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2007-
0444+0+DOC+XML+V0//DE#BKMD-11  
 
Ergebnisse des Treffens der EU-Agrarminister  
http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/agricult/101422.pdf  
 
Weiterführende Informationen  
http://www.euractiv.com/de/umwelt/pestizide-eu-weiterhin-geteilter-ansicht-wirkstoffe/article-172512  
 
 
Streit im EU-Ministerrat um genveränderte Pflanzen  
Die Zulassungsverfahren für gentechnisch veränderte Pflanzen stehen im Zentrum der Beratungen der zu-
ständigen EU-Minister. Kritisiert wird in erster Linie die Analyse der Gesundheits- und Umweltrisiken genve-
ränderter Agrarprodukte durch die EU-Behörde für Lebensmittelsicherheit (Efsa). Der Behörde wird u.a. vor-
geworfen, dass sie sich bei der Zulassung von Genprodukten zu sehr auf die Gutachten der Hersteller selber 
stützt. Durch interne Streitigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten können die Zulassungsverfahren (über die 
Einfuhr und den Anbau von Genprodukten) häufig gar nicht abgeschlossen werden. Hierdurch leiden euro-
päische Hersteller, denen keine Rechtssicherheit geboten wird.  
 
In Niedersachsen werden im laufenden Jahr an 10 Standorten auf 140.800 m2 gentechnisch veränderte 
Pflanzen angebaut. Dies entspricht einem Anteil von 0,41 % des bundesweiten Wertes. Auch die KWS Saat 
AG aus Einbeck, als führendes deutsches Unternehmen im Bereich der grünen Gentechnik, betreibt ein 
Versuchsfeld in Niedersachen.  
 
Erika Mann ist im Übrigen, wie auch Bundesumweltminister Gabriel der Meinung, dass die Lebensmittelsi-
cherheitsbehörde Efsa nach härteren Kriterien (z.B. Prüfung langfristiger Auswirkungen) bei der Genehmi-
gung bewerten sollte. Allerdings sollten die dann getroffenen Entscheidungen auch nicht mehr politisch an-
gefochten werden können. Auf diese Weise können Risiken vermieden und gleichzeitig Rechtssicherheit für 
die Hersteller der entsprechenden Pflanzen gewährleistet werden.  
 
Auf Grund der anhaltenden Uneinigkeit im Ministerrat sollen die Staats- und Regierungschefs im Dezember 
über die Frage beraten.  
 
Weitere Informationen 
http://www.faz.net/d/invest/meldung.aspx?id=79509864  
http://www.pr-inside.com/de/paris-fordert-genmais-freie-zonen-eu-umweltministe-r685351.htm  
 
Standortregister des Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit stellt Flächen mit gen-
technisch veränderten Pflanzen dar 
http://194.95.226.237/stareg_web/showflaechen.do  
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Verbraucherschutz 
 
Besseres Sicherheitsmanagement auf Straßen 
Das Europäische Parlament hat am 19. Juni 2008 eine Richtlinie "über ein Sicherheitsmanagement für die 
Straßenverkehrsinfrastruktur" verabschiedet. Ziel der Richtlinie ist es, ein hohes Sicherheitsniveau auf euro-
päischen Straßen insbesondere auf jenen Abschnitten zu garantieren, auf denen in den vergangenen Jahren 
häufig Unfälle passierten.  
 
2006 starben in Niedersachsen mehr als 600 Menschen an den Folgen eines Verkehrsunfalls. Davon kam 
rund 2/3 auf Landstraßen ums Leben. Rund 1/3 der Getöteten starb bei einem Baumunfall. Daher haben im 
November 2007 die Landesverkehrswacht Niedersachsen e.V. zusammen mit der niedersächsischen Lan-
desregierung ein Programm vorgestellt, mit dem Ziel die Anzahl von Baumunfällen zu verringern.  
 
Weitere Informationen 
http://www.europarl.europa.eu/news/public/story_page/062-31790-168-06-25-910-20080616STO31788-
2008-16-06-2008/default_de.htm  
 
Informationen über das niedersächsische Programm „Innovativ und verkehrssicher in Niedersachsen“ 
http://www.landesverkehrswacht.de/presse/aktuelle-pressemitteilungen/aktuelle-
pressemitteilun-
gen.html?no_cache=1&tx_konopress_pi1%5Btx_konopress_texte%5D=77&tx_konopress_pi1%5BbackPid%
5D=350&tx_konopress_pi1%5BpS%5D=1167606000&tx_konopress_pi1%5BpL%5D=1199055600  
 
 
Patientenfreizügigkeit in der EU wird erleichtert 
Seit vielen Monaten wird auf einen Vorschlag der Europäischen Kommission zu einer Richtlinie zur Patien-
tenfreizügigkeit gewartet. Am 2. Juli 2008 wurden die Vorschläge der Europäischen Kommission über den 
Rahmen für eine grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung vorgestellt. Demnach sollen Patienten künf-
tig das Recht erhalten, Gesundheitsdienstleistungen im Ausland in Anspruch zu nehmen und die Kosten da-
für erstattet zu bekommen - in gleicher Höhe, wie dies bei einer Behandlung im eigenen Land der Fall wäre. 
Darüber hinaus legt die Richtlinie einen Rahmen für die europäische Zusammenarbeit im Gesundheitsbe-
reich fest.  
 
Weitere Informationen 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/1080&format=HTML&aged=0&language=D
E&guiLanguage=en 
 
Richtlinienvorschlag 
http://ec.europa.eu/health/ph_overview/co_operation/healthcare/docs/COM_de.pdf  
 
 
Vorschlag für Richtlinie zur Patienteninformation für Oktober 2008 erwartet 
Diese Richtlinie soll einheitliche Rahmenbedingungen vorgeben, unter denen die Industrie Patienteninforma-
tionen für verschreibungspflichtige Arzneien bereitstellen darf. Bereits jetzt zeichnet sich ab, dass die zu er-
wartenden Vorschläge der Kommission nicht ohne Widerstand aufgenommen werden. Die deutsche Bun-
desregierung hat sich bereits kritisch gegenüber einer der geplanten Maßnahmen geäußert. Die weitgehen-
de Öffnung für die Informationsvermittlung der Pharmaindustrie über die Medien wird sehr kritisch gesehen, 
da hier die Gefahr entstehen kann, dass die Informationen nicht dem Informationsbedarf entsprechend ver-
mittelt werden. Laut der Regierung müsste gewährleistet werden, dass eine hochwertige qualitätsgesicherte 
und werbefreie Informationsweitergabe an die Patienten erfolgt.  
 
Informationen auf der Webseite des Deutschen Bundestages 
http://www.bundestag.de/aktuell/hib/2008/2008_137/07.html 
 
 
Verwendung von Zusatzstoffen in Lebensmitteln geregelt 
Das Europäische Parlament hat am 8. Juli eine Verordnung angenommen, mit dem die Verwendung von 
Zusatzstoffen, Enzymen, Kräutern und Aromen in Lebensmitteln geregelt wird. Die Abstimmung konnte statt-
finden, nachdem ein Kompromiss zwischen Parlament, Kommission und Mitgliedstaaten erzielt wurde. Die-
ser Kompromiss sieht eine verschärfte Kennzeichnungspflicht für die besonders umstrittenen "Azofarbstoffe" 
vor, welche häufig bei der Herstellung von Süßigkeiten und Getränken verwendet werden.  
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Für Zusatzstoffe in Lebensmitteln für Säuglinge und Kleinkinder sind noch weitergehende Regelungen ver-
einbart worden. In diesen Lebensmitteln dürfen künftig keine Zusatzstoffe mehr enthalten sein.  
 
Neben Farbstoffen, werden in der Verordnung auch Höchstgrenzen für gesundheitsgefährdende Stoffe in 
bestimmten Gewürzen festgelegt. Der Stoff Cumarin beispielsweise, der in Zimt enthalten ist, ist in großen 
Mengen schädlich, daher gibt es hierfür künftig Begrenzungen. 
 
Die Firma Symrise AG aus Holzminden ist das führende deutsche Unternehmen bei der Herstellung von 
Duftstoffen und Aromen. Erika Mann wird am 22. August zusammen mit ihrer Bundestagskollegin Gabriele 
Lösekrug-Möller die Firma Symrise zu einem Arbeitsgespräch mit der Geschäftsführung besuchen. In dem 
Gespräch wird es auch um die EU-Aromenverordnung gehen. 
 
Informationen des Europäischen Parlaments zum Thema 
http://www.europarl.europa.eu/news/expert/infopress_page/067-33565-189-07-28-911-20080707IPR33563-
07-07-2008-2008-false/default_de.htm  
 
 
Lebensmittelhygiene 
Das Europäische Parlament hat am 5. Juni 2008 eine Verordnung angenommen, mit dem mehr Lebensmit-
telhygiene gewährleistet werden soll. In dem Bericht werden flexible Lösungen gefordert, der einerseits die 
Sicherheit von Lebensmitteln gewährleisten, andererseits aber auch den betroffenen Unternehmen keine 
überflüssigen bürokratischen Hürden auflasten soll. Besonders kleine und mittlere Unternehmen in Deutsch-
land sollen von dieser Flexibilität profitieren können.  
 
Bericht 
http://www.europarl.ep.ec/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-
0250+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE  
 
 
Spielwarensicherheit weiter verbesserungsbedürftig 
Am 5. Juni 2008 hat die EU-Verbraucherschutzkommissarin, Meglena Kuneva, einen Bericht zur Produktsi-
cherheit von Kinderspielzeug vorgelegt. In dem Bericht wird deutlich, dass Standards nicht allein durch die 
Überprüfung der Endprodukte gewährleistet werden können. Demnach soll eine Qualitätskultur für Hersteller 
eingeführt werden. Dieses Ergebnis deckt sich mit den Forderungen von Erika Mann, dass europäische 
Standards noch stärker auf die Produktionskultur in Drittländern ausgedehnt werden, wenn die Produkte für 
den Import in die EU bestimmt seien.  
 
Im Europäischen Parlament ist der Ausschuss für Verbraucherschutz ist federführend.  
 
Bericht zur Produktionssicherheit  
http://ec.europa.eu/consumers/citizen/my_safety/docs/safety_measures_toy_supply_chain.pdf  
 
Weitere Informationen 
http://erikamann.com/themen/Handelspolitik/aktuell/Spielwaren/Spielwarenrichtlinie  
 
 
Besserer Schutz der Kinder bei der Nutzung des Internets 
Kinder sollen bei der Nutzung des Internets und anderer Kommunikationstechnologien stärker geschützt 
werden. Ein neues Programm wurde eingerichtet, um unter anderem eine bessere Bekämpfung illegaler In-
halte im Online-Bereich zu ermöglichen. Darüber hinaus soll mit dem Programm die Öffentlichkeit sensibili-
siert werden und ein sicheres Online-Umfeld gefördert werden. Das Gemeinschaftsprogramm ersetzt das 
bisherige Programm "Sicheres Internet Plus". 
 
Der Vorschlag der Kommission muss noch durch einen Beschluss des Europäischen Parlaments und der 
EU-Mitgliedstaaten angenommen werden. 
 
Informationen des Ministerrates 
http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/08/st09/st09137.de08.pdf 
 
Vorschlag der Europäischen Kommission 
http://register.consilium.europa.eu/pdf/de/08/st07/st07241.de08.pdf 
 
 
Forschung 
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Weltklasseforschung aus Niedersachsen auf dem Mars 
Bei der NASA - Marsmission kommt eine Hochpräzisionskamera zum Einsatz, die im Max-Planck-Institut für 
Sonnensystemforschung in Katlenburg-Lindau im Landkreis Northeim zusammen mit der University of Ari-
zona in den USA entwickelt wurde. Dies ist der einzige deutsche Beitrag an dieser Mission! 
 
Die Mission auf dem Mars hat mit der Landung der Sonde Phoenix am 26. Mai 2008 begonnen. Die zum 
Einsatz gebrachte Kamera, die auf einem 2,35 Meter langen Roboterarm befestigt ist, hat eine sehr zentrale 
Aufgabe, da sie bei der Suche nach gefrorenem Wasser im Boden des Mars helfen soll. 
 
Erika Mann unterstützt diese Arbeit an der Schnittstelle von Politik und Forschung u.a. als Senatorin der 
Max-Planck-Gesellschaft und als Kuratoriumsmitglied des Max- Planck-Instituts für Sonnensystemforschung 
in Katlenburg-Lindau. 
 
Weiterführende Informationen  
http://www.nasa.gov/mission_pages/phoenix/main/index.html 
http://www.mps.mpg.de/de/aktuelles/pressenotizen/pressenotiz_20080603.html 
http://www.mps.mpg.de/de/aktuelles/pressenotizen/pressenotiz_20080526.html 
 
 
Budapest wird Sitz des Europäischen Instituts für Innovation und Technologie (EIT)  
Die Wissenschaftsminister der 27 EU-Mitgliedstaaten haben sich am 18. Juni 2008 darauf verständigt, dass 
Budapest Sitz des neuen Europäischen Instituts für Innovation und Technologie (EIT) werden soll. Nachdem 
Jena seine Bewerbung zurückgezogen hatte, hat auch die deutsche Bundesregierung die Bewerbung Buda-
pests unterstützt.  
 
Die Gründung des EIT wurde Ende 2007 vom Europäischen Parlament und den EU-Mitgliedstaaten be-
schlossen. Es soll ein neuartiges Netzwerk an Universitäten, Forschungseinrichtungen und der Industrie 
werden. Für die ersten sechs Jahre sind rund 2,4 Mrd. Euro für das EIT im EU-Haushalt eingeplant.  
 
Erika Mann hat sich immer sehr skeptisch zur Einrichtung des EIT geäußert, da sie der Meinung ist, dass die 
in diesem Zusammenhang verwendeten Gelder besser in anderen Forschungsvorhaben eingesetzt werden 
können. 
 
Informationen der slowenischen Ratspräsidentschaft  
http://www.eu2008.si/en/News_and_Documents/Press_Releases/June/0618MVZTeit.html  
 
Weitere Informationen  
http://erikamann.com/themen/forschungspolitik/technologieinstitut/  
 
 
Veranstaltung der Physikalisch Technischen Bundesanstalt in Brüssel 
Am 25. Juni hat Erika Mann die "Euramet Informationsveranstaltung" in der Landesvertretung Niedersach-
sen in Brüssel eröffnet. Die Veranstaltung wurde maßgeblich von der Physikalisch-Technischen-
Bundesanstalt in Braunschweig (PTB) konzipiert, die in dem Verein Euramet eine entscheidende Rolle 
spielt. Die PTB hat sich gemeinsam mit den weiteren Metrologieinstituten der EU um eine EU-Förderung 
"nach Artikel 169" beworben, dies bedeutet, dass europäische und nationale finaniell Unterstützungen zu-
sammengeführt werden. Über den Antrag wird noch beraten.  
 
Erika Mann setzt sich seit langem dafür ein, dass Euramet die EU-Förderung erhält und die PTB die Leitung 
übernehmen wird. Hierzu hat sich bereits 2006 den zuständigen Forschungskommissar Potocnik nach Nie-
dersachsen geholt. 
 
 
Interessante Informationen 

 
Deutschland führend bei Umweltbeihilfen 
In dem Frühjahrsbericht 2008 über staatliche Beihilfen der Europäischen Kommission wird deutlich, dass 
Deutschland nach Schweden und Dänemark das Land innerhalb der Europäischen Union ist, welches bei 
der Gewährung von Umweltbeihilfen mit 0,32% des BIP den dritten Platz einnimmt. Absolut gesehen wurden 
mit 7,29 Mrd. Euro in Deutschland 2007zwischen 2004 und 2006 die meisten Umweltbeihilfen in der EU ge-
währt.  
 
http://ec.europa.eu/comm/competition/state_aid/studies_reports/2008_spring_de.pdf  
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Broschüre des Bundesarbeitsministeriums "Europäischer Sozialfonds für Deutsch-
land" - ein Überblick 
http://www.esf.de/portal/generator/1700/property=data/flyer__esf__foerderperiode__bis__2013__ueberblick.
pdf  
 
Europa-Wahl 2009 - Erinnerung über das Mobiltelefon 
Am 7. Juni 2009 finden die nächsten Wahlen zum Europäischen Parlament statt. Um eine bessere Wahlbe-
teiligung zu erreichen, wird über neue Wege zur Mobilisierung der Wähler nachgedacht. Insbesondere junge 
Wähler sollen auf die Wahl zum Europäischen Parlament aufmerksam gemacht werden. 
 
So soll 2009 erstmals eine Erinnerung per sms oder Email am Wahltag möglich sein. Auf der Webseite des 
Europäischen Parlaments in Deutschland kann man sich bereits jetzt dafür registrieren. Die Besonderheit 
dieser Aktion soll sein, Prominente dafür zu gewinnen, diese sms, bzw. Emails zu versenden.  
 
Zur Registrierung 
http://www.europa-waehlt.de/wahlerinnerung.php  
www.europarl.de/aktuell  
 
Europäische Notrufnummer 112 soll bekannter werden 
Viele Bürger wissen nicht, dass die Notrufnummer 112 überall in der Europäischen Union gültig ist und im 
Notfall kostenfrei angewählt werden kann. Noch besteht allerdings kein einheitliches System in den einzel-
nen Mitgliedstaaten, wie mit den Notrufen umgegangen wird. Es besteht aber die Möglichkeit, sich hierüber 
zu informieren. Auf der eigens dafür eingerichteten Seite findet man Angaben dazu, wie 112 in den einzel-
nen Mitgliedstaaten funktioniert, d. h. konkret, wie schnell und in welchen Sprachen Notrufe beantwortet 
werden. 
 
Informationen zur Notrufnummer 
www.ec.europa.eu/112  
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=MEMO/08/358&type=HTML&aged=0&language=
EN&guiLanguage=en  
 
Arbeitsschwerpunkte von Erika Mann: 
Handelspolitik, insbesondere Verhandlungen im Rahmen der Welthandelsorganisation, 
Beziehungen EU - Mexiko und transatlantische Beziehungen (EU - USA, EU – Kanada), 
Informationsgesellschaft (elektronischer Geschäftsverkehr, Urheberrecht, Internet) und Telekommunikationspolitik, 
 
 


